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SPD-Geschaftsstelle SPD
Fasia Jansen

Cinderella Judemiller Gesamtschule

Verwaltung

Beigeordneter Michael Jehn Dezernat 4
Beigeordneter Dr. Thomas Palotz Dezernat 5
Markus Werntgen-Orman ggrelchsleltung
Abwesend

regulare Teilnehmende aus dem Rat

Karin Dubbert CDuU
Thorsten Kamps SPD
sachkundige/r Biirger/in

René Pascheberg SPD
hinzugewahlte Personen

Christian Ejodamen IR

Gaste und weitere Teilnehmer

entschuldigt
entschuldigt

entschuldigt
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Vor Eintritt in den nichtoffentlichen Teil der Sitzung wurde die Nichtoffentlichkeit hergestellt.
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Tagesordnung

Offentlicher Teil

TOP
1

10

11

12

13

Betreff
Integriertes energetisches Quartierskonzept Schmachtendorf

Einflhrung eines Energiemanagements

Erganzungsantrag der FDP im Rat gem. §4 der
Geschéaftsordnung fir den Rat zum Beschlussvorschlag:
"EinfUhrung eines Energiemanagements" (B/17/5154)

4. Verordnung uUber das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen 2024

5. Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen 2024

6. Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen 2024

7. Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen 2024

8. Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen 2024.

9. Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen 2024

10. Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an
Sonn- und Feiertagen 2024.

Integriertes Stadtentwicklungskonzept

Zufahrtsregelung auf der MarktstralRe in Alt-Oberhausen

Antrag der SPD-Fraktion geman §2 der Geschaftsordnung
fur den Rat der Stadt Oberhausen: Prifung der Einrichtung
einer zentralen Veranstaltungsunterstiitzungsstelle fir
touristische und kulturelle Groveranstaltungen;
Anderungsantrag der FDP im Rat gemafn §4 der
Geschaftsordnung des Rates zur Drucksache A/17/3978-01:
Prifung der Einrichtung einer zentralen
Veranstaltungsunterstitzungsstelle fur touristische und
kulturelle Grol3veranstaltungen

Drucksache
M/17/5291

B/17/5154

A/17/5482-01

B/17/5265

B/17/5273

B/17/5274

B/17/5275

B/17/5276

B/17/5277

B/17/5279

B/17/5302

B/17/5301

M/17/5430
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TOP
14
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22

Betreff
Evaluation der Klimaschutzrelevanz in Beschlussvorlagen.

Pflegekonzept zum Beschluss aus Antrag A/17/4434-01
Larmaktionsplan 4. Runde (2024) - Sachstand und Zeitplan

Luftqualitat 2023 - Ergebnisse der Luftqualitatsmessungen
des Landesamtes flir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz
NRW (LANUV NRW), auch vor dem Hintergrund der fur das
Jahr 2030 zu erwartenden Grenzwertverscharfungen

Anderungsantrag der FDP im Rat gem. § 4 der
Geschéaftsordnung des Rates zum Antrag der SPD-Fraktion:
"Schaffung von E-Scooter-Parkplatzen und Koordinierung
von Abstellverbotszonen" (A/17/5411)

Antrag nach § 2 der Geschaftsordnung des Rates der Stadt
Oberhausen der SPD-Fraktion: Schaffung von E-Scooter-
Parkplatzen und Koordinierung von Abstellverbotszonen

Antrag der Fraktion DIE GRUNEN gem. § 2 der
Geschaftsordnung fur den Rat der Stadt: Sachstand
,Offentliche Trinkwasserspender im Stadtgebiet"

Anderungsantrag der FDP im Rat gem. §4 der
Geschaftsordnung fir den Rat zum Antrag der SPD-
Fraktion: "Videouberwachung von Schulgebauden in
Oberhausen zum Schutz vor Einbrichen und Vandalismus"
(A/17/5439)

Antrag der SPD-Fraktion nach § 2 der Geschaftsordnung
des Rates der Stadt Oberhausen: Videouberwachung von
Schulgebauden in Oberhausen zum Schutz vor Einbriichen
und Vandalismus

Drucksache
M/17/5292

M/17/5322

M/17/5409

M/17/5418

A/17/5411-01

AM7/5411

A/17/5444

A/17/5439-01

A/17/5439
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Niederschrift

Offentlicher Teil

1 Integriertes energetisches Quartierskonzept Schmachtendorf
M/17/5291

Herr Buchner halt einen Powerpoint-Vortrag. Dieser musste jedoch wegen technischer Pro-
bleme im Saal abgebrochen werden. Der Vortrag wird in der ndchsten Sitzung des Um-
weltausschusses nachgeholt.

Die Kenntnisnahme des Vortrages / des TOPs 1 wurde auf die nachste Sitzung verschoben

2 Einfihrung eines Energiemanagements
B/17/5154

TOP 2 und TOP 3 werden auf Vorschlag des Vorsitzenden gemeinsam beraten.

Herr Baum gibt an, dass im Haushaltssicherungskonzept der Stadt Oberhausen bereits eine
Einsparung der Gesamtenergieausgaben der SBO in Héhe von 1,5 Mio. Euro, ohne die Ein-
richtung neuer Stellen aufgefuhrt wurde. Er erkundigt sich, ob neue Stellen hierfir notwendig
sind, oder ob diese neuen Stellen dazu genutzt werden um daruber hinaus Einsparungen
vornehmen zu koénnen. Fraglich ist flr ihn, wenn letzteres zutrifft, wie hoch diese Einsparun-
gen sein kénnen.

Herr Jehn weist auf eine einmalige Chance hin, die sich bietet. Die zu schaffenden Stellen
werden zu 90%, befristet auf drei Jahre, durch ein Bundesprogramm gefdrdert. AuRerdem
wird ein Beratungsdienst bis zu 45 Quadratmeter komplett Uibernommen. So kann das Ziel
der Haushaltskonsolidierung noch starker verfolgt werden. Die Stadt Oberhausen hat in den
eigenen Gebauden viele Mdglichkeiten. Diese Raume sind technisch ausgeristet und neu
gedammt. Mit diesen MalRnahmen kann die Stadtverwaltung in diesem Bereich 70% der zu-
vor genutzten Energie einsparen. Das entspricht 8% des Gesamtenergiebedarfs der Stadt-
verwaltung Oberhausen.

Kenntnisse hieraus sollen auch bei Folgeprojekten, wie der Sanierung des Hallenbades in
Sterkrade genutzt werden. Dort soll ebenfalls durch moderne Technik Energie eingespart
werden. Herr Jehn sieht mit dieser Methode ein grol3es Potenzial Energie einzusparen, wenn
man bereit ist dafiir zu investieren.

Die SBO tauscht bereits Heizungsanlagen. Vier Photovoltaikanlagen befinden sich derzeit im
Bau. In Kirze wird dem Rat der Stadt weitere acht Anlagen, zu 90% gefdrdert, beschliel3en.

Herr Jehn raumt ein, dass im Haushaltssicherungskonzept bereits ein Einsparungsziel auf-
gefuhrt wird. Diese Malinahme soll die Zielerreichung unterstutzen.

Fur Herrn Baum ist fraglich, ob es sich hier um eine MaRnahme des Haushaltssicherungs-
konzeptes handelt und wiinscht sich ein klares ,ja“ oder ,nein“. Laut Herrn Jehn ist die Mal3-
nahme Additiv zu sehen. Herr Baum erkundigt sich, welche zusatzlichen Einsparmallnah-
men Uber 1,5 Mio. Euro gemeint sind und wiinscht sich ein formuliertes Ziel, welches die
Zusatzlichen Einsparmafnahmen und deren Wirkung enthalt.
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Herr Jehn hebt das Ziel in Hohe von 1,5 Mio. Euro hervor. Die entstehenden Kosten werden
Uber einen Forderantrag zu 90% refinanziert. Deshalb kann in diesem Bereich personell in-
vestiert werden. Ein Ziel wird nicht formuliert. Die MalRnahmen sollen helfen, das Ziel des
Haushaltssicherungskonzeptes zu erreichen.

Die SPD wird der Vorlage It. Herrn Flore zustimmen. Er stimmt zu, dass es sich um ein wich-
tiges Projekt handelt, fir die Senkung der Energiekosten zu sorgen. Herr Flore betont, dass
zur Umsetzung von Projekten auch entsprechende Mittel notwendig sind. Er halt es fir ab-
wegig einem Projekt, welches zu 90% geférdert wird, nicht zuzustimmen.

Herr Flore winscht sich, dass der Umweltausschuss regelmaRig tber den derzeitigen Stand
des Projektverlaufes informiert wird.

Die SPD unterstiitzt den Punkt 3 des Anderungsantrages der FDP.

Herr Axt gibt an, dass die Grinen dem Antrag ebenfalls zustimmen wird. Die Grinen haben
die damalige OGM bereits mehrmals aufgefordert mit Projekten dieser Art zu beginnen. Nun
hat die SBO in diesem Bereich begonnen. Herr Axt erhofft sich durch die neuen Stellen
einen grofRen Fortschritt. Zum Anderungsantrag der FDP mdchte Herr Axt keine Aussagen
machen. Er gibt an, dass ihm dieser am Sitzungstag um 12:00 Uhr noch nicht vorgelegen
hatte.

Herr Baum mdchte erfahren, ob das Erreichen des Haushaltssicherungskonzeptziels davon
abhangig ist, dass die geforderten Stellen eingerichtet werden. Er stellt 1,2 Mio. Euro Ausga-
ben Uber drei Jahre und 1,5 Mio. Euro Einsparpotenzial gegenlber.

Herr Jehn weist darauf hin, dass in der Vorberatung Uber den Férderantrag beschlossen
wird. Das Haushaltssicherungskonzept und verschiedene MalRnahmen wurden bereits im
vergangenen Jahr beschlossen. Er nennt DISKO, Photovoltaikanlagen und die Sanierung
des Hallenschwimmbades als Beispiele. Durch die hier besprochene MalRnahme sollen zu-
satzliche Potenziale durch ein neues technisches Niveau ermdglicht werden.

Die CDU wird ebenfalls zustimmen. Dies gilt auch fir den Anderungsantrag der FDP. Herr
Bandel fuhrt aus, dass bisherige Investitionen in diesem Bereich bisher immer grof3e Einspa-
rungen mit sich gebracht haben. Er weil aus dem SBO-Ausschuss, dass die SBO eine per-
sonelle Verstarkung begrifien wirde.

Daruber hinaus begrif3t Herr Bandel einen interkommunalen Austausch.
Herr Flore winscht sich eine Aussage der Verwaltung zum interkommunalen Austausch.

Herr Jehn gibt an, dass der interkommunale Austausch in nahezu jedem Bereich der Stadt-
verwaltung bereits gangige Praxis ist und taglich stattfindet. Ziel dessen ist es, Eindricke aus
anderen Verwaltungen zu erhalten, davon zu profitieren und eigene Erfahrungen zu teilen.

Herr Baum freut sich dariiber, dass die Beratungen zum Anderungsantrag der FDP stattfin-
den. Er weist allerdings darauf hin, dass dieser erst als TOP 3 in der Tagesordnung aufge-
flhrt ist. Er bittet um Klarung, warum TOP 2 und TOP 3 nun gemeinsam behandelt werden.

Der Vorsitzende Herr Dr. Schréer-Tebbe raumt ein, dass hier der Aufruf der Tagesordnungs-
punkte optimierungsbedurftig war. Er halt die gemeinsame Diskussion dennoch aufgrund der
thematischen Nahe fur sinnvoll.

Herr Prohl bittet um eine getrennte Abstimmung zum Anderungsantrag der FDP.
Herr Litte mdchte nicht Uber den Anderungsantrag der FDP abstimmen. Als Begriindung
wird die Nicht-Kenntnis angegeben. Er bittet um eine Vorberatung ohne Votum.

Herr Baum weist darauf hin, dass auch wenn die Verwaltung noch keine genauen Zahlen
zum zusatzlichen Einsparpotenzial nennt, die entsprechenden Entwicklungen tber die Jahre
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verfolgt werden kénnen. Er sieht die Ausfliihrungen des Herrn Jehn als Unterstlitzung des
Punktes 4 des Anderungsantrages der FDP, da diese Praxis gut funktioniert. Er weist darauf
hin, dass die Informationen zum Anderungsantrag am Sitzungstag um 11:25 Uhr durch die
Geschéaftsfuhrung versendet wurden.

Herr Bandel schlie3t sich den Ausfihrungen des Herrn Baum an. Er bezeichnet die Informa-
tionsbeschaffung als ,Holschuld®. Er stimmt zu, dass der Anderungsantrag aktualisiert am
Vormittag vorlag. Er gibt an, dass der Antrag bekannt sein kénnte.

Herr Flore mdchte dem Rat der Stadt eine fertige Beschlussfassung vorlegen. Er betont,
dass die SPD zustimmen wird und sieht den Antrag, sofern es eine entsprechende Mehrheit
gibt, als positiv vorberaten. Den Anderungsantrag wiinscht er sich in einer zustimmungsfahi-
gen Ausfiuhrung, rechtzeitig angefertigt, in der Ratssitzung.

Die CDU meldet Beratungsbedarf fur die Drucksachen B/17/5154 und B/17/5154-01 an.

3 Erganzungsantrag der FDP im Rat gem. §4 der Geschaftsordnung fiir den
Rat zum Beschlussvorschlag: "Einfiihrung eines Energiemanagements"
(B/17/5154)

A/17/5482-01

TOP O3 wurde mit TOP O2 gemeinsam beraten.

Die CDU meldet Beratungsbedarf fur die Drucksachen B/17/5154 und B/17/5154-01 an.

4 4. Verordnung liber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen 2024
B/17/5265

Herr Schroer gibt an, den weiteren Verlauf abklirzen zu kénnen. Er meldet flir TOP 2 bis ein-
schlief3lich TOP 10 Klarungsbedarf der AfD an. Dies wird vom Umweltausschuss zur Kennt-
nis genommen.

TOP 4 bis einschlieBlich TOP 10 werden vom Vorsitzenden zusammengefasst und der Aus-
sage des Herrn Schréer entsprechend gemeinsam behandelt.

Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.

Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

5 5. Verordnung iiber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen 2024
B/17/5273

| Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

| Die AfD meldet Beratungsbedarf fir TOP 4 bis einschlief3lich TOP10 an.

6 6. Verordnung iiber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen 2024
B/17/5274
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Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

Die AfD meldet Beratungsbedarf fur TOP 4 bis einschlie3lich TOP10 an.

7. Verordnung iiber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen 2024
B/17/5275

Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

Die AfD meldet Beratungsbedarf flir TOP 4 bis einschlieRlich TOP10 an.

8. Verordnung uber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen 2024.
B/17/5276

Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

Die AfD meldet Beratungsbedarf fur TOP 4 bis einschlie3lich TOP10 an.

9. Verordnung uiber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen 2024
B/17/5277

Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

Die AfD meldet Beratungsbedarf fur TOP 4 bis einschlie3lich TOP10 an.

10

10. Verordnung liber das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und
Feiertagen 2024.
B/17/5279

Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

Die Tagesordnungspunkte 4 — 10 wurden gemeinsam beraten.

11

Integriertes Stadtentwicklungskonzept
B/17/5302

Herr Bandel unterstiitzt das Stadtentwicklungskonzept. Hierflir wird eine moderne, personell
gut ausgestattete Verwaltung und finanzielle Mittel benétigt. Er mdchte hiermit allerdings
keinen ,Freifahrtschein® kreiert sehen. Er bittet darum, dass Uber konkrete Mahahmen im
Bereich der Ful3igangermobilitat informiert wird und meldet Beratungsbedarf an.



Offentliche Niederschrift 24. Sitzung des Umweltausschusses Seite 9 von 16

Die CDU und BOB melden Beratungsbedarf fir TOP 11 an.

12 Zufahrtsregelung auf der MarktstraBBe in Alt-Oberhausen
B/17/5301

Die SPD ist wohlwollend. Die Malinahme funktioniert It. Herrn Flore in Sterkrade gut und
befindet es als Fazit, auch fir Oberhausen — Mitte als gut.

Herr Bandel schlief3t sich der Meinung der SPD an. Die Malinahme begrindet sich in Be-
schwerden von Anwohnenden und Geschaftstreibenden. Die Poller férdern Vorteile fur samt-
liche Betroffene. Die CDU wiirde entsprechend ebenfalls zustimmen.

Der Umweltausschuss hat die Drucksache M/17/5430 zur Kenntnis genommen.

13 Antrag der SPD-Fraktion gemaR §2 der Geschaftsordnung fiur den Rat der
Stadt Oberhausen: Priifung der Einrichtung einer zentralen Veranstal-
tungsunterstiitzungsstelle fiir touristische und kulturelle GroRveranstal-
tungen; Anderungsantrag der FDP im Rat gemiR §4 der Geschiftsordnung
des Rates zur Drucksache A/17/3978-01: Prufung der Einrichtung einer zen-
tralen Veranstaltungsunterstiitzungsstelle fiir touristische und kulturelle
GrofBveranstaltungen
M/17/5430

Es gibt keine Wortmeldungen.

Der Umweltausschuss nimmt die Drucksache M/17/5430 zur Kenntnis.

14 Evaluation der Klimaschutzrelevanz in Beschlussvorlagen.
M/17/5292

Herr Rudi erkundigt sich zur besseren Nachvollziehung nach einer Tabelle, in welcher aufge-
fuhrt wird, wie Vorlagen beschlossen wurden. Diese mdchte die Linke dann zur Prifung her-
anziehen. AulRerdem bittet er darum, dass der Umweltausschuss besonders den Bereich der
Auswirkungen auf die Anpassungen an den Klimawandel — Flachenversiegelung bedenkt.
Fur ihn ist fraglich, welche MaRnahmen dagegen wirken kénnen. Hier gibt es noch viel zu
tun. Ein weiterer Bereich, auf den seiner Meinung nach besonderes Augenmerk gelegt wer-
den sollte, ist der der Energieeinsparungen.

Far Herr Baum wirkt die Evaluation eher wie ein Rechenschaftsbericht. Fraglich sind fur ihn
die tatsachlichen Fortschritte bei den Auswirkungen. Er sieht hier einen grof3en Symbolcha-
rakter. Aus 100 Vorlagen, in denen jeweils ein Baum gepflanzt wird, resultieren 100 Vorlagen
mit positiven Auswirkungen auf das Klima. Wird eine Vorlage beschlossen, nach welcher 500
Baume gefallt werden, gibt es lediglich eine Vorlage mit negativen Auswirkungen auf das
Klima. Er betont, dass hieraus Mehrarbeit fir die Verwaltung entsteht, aber ein Fortschritt im
Klimaschutz nicht feststellbar ist.

Herr Flore schliefdt sich den Ausfihrungen des Herrn Bandel an. Der Klimaschutz soll hier-
durch im Auge behalten werden. Mdglicherweise kdnnte das Konzept Uberarbeitet werden.
Er pruft die Angaben immer. Der Umweltausschuss muss auch Vorlagen beschlie3en, die

nicht Klimafreundlich sind. Als Beispiel nennt er den Wohnungsbau. Dort steht die Notwen-
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digkeit fur ihn der Klimaneutralitat entgegen. Dennoch werden Wohnungen bendtigt. Herr
Flore weist auf den notwendigen Kompromiss hin.

Der Umweltausschuss nimmt die Drucksache M/17/5292 zur Kenntnis.

15 Pflegekonzept zum Beschluss aus Antrag A/17/4434-01
M/17/5322

Herr Bandel bedankt sich bei der Verwaltung und der SBO fir eine schnelle Bearbeitung. Er
schatzt das Konzept als einen guten Anfang ein.

Der Umweltausschuss nimmt die Drucksache M/17/5322 zur Kenntnis.

16 Larmaktionsplan 4. Runde (2024) - Sachstand und Zeitplan
M/17/5409

Herr Bandel bedauert die restriktive Reaktion der Bezirksregierung Disseldorf. Fur ihn ist
fraglich, warum dies der Fall ist. Er sieht hier verlorene Mallinahmen bis zur 5. Stufe.

Herr Werntgen-Orman gibt an, dass viele Kommunen, insbesondere jene in Ballungsraumen,
wie auch Oberhausen, im Verzug sind. Von der Reaktion wurde die Stadt Oberhausen Uber-
rascht. Vor dem Schreiben des Staatssekretars ist man davon ausgegangen, dass der Plan
fachlich und inhaltlich weiterentwickelt werden kann. Die Weisung kénnte aufgrund der dro-
henden Strafzahlungen der Bundesrepublik Deutschland erfolgt sein. Positiv zu werten ist,
dass die Stadt Oberhausen hierdurch nicht mehr im Verzug ist. Dies soll mdglichst beibehal-
ten werden.

Herr Rudi ist verwundert, dass bereits der dritte Larmaktionsplan verspatet gewesen ist, in
der Zwischenzeit die Software geandert wurde, auf fehlende externe Unterstutzung nicht
hingewiesen wurde und Uberrascht, dass die Ministerien auf Fristen bestehen. Er halt es fir
moglich, dass mehr Personal bendtigt wird. Er erkundigt sich, ob es genlgt im normalen Zy-
klus zu arbeiten oder ob es interne MalRnahmen zur Arbeitsablaufoptimierung geben wird um
einen erneuten Verzug entgegen zu steuern.

Laut Herrn Werntgen-Orman haben die Kommunen in den Ballungsrdumen bereits seit |an-
gerer Zeit Probleme, Fristen einzuhalten. In den nachsten Tagen werden lediglich die beste-
henden Malinahmen aus dem dritten Larmaktionsplan ausflihren. Weitere Mallnahmen wer-
den in der nachsten Runde ausgearbeitet.

Der Umweltausschuss nimmt die Drucksache M/17/5409 zur Kenntnis.

17 Luftqualitat 2023 - Ergebnisse der Luftqualititsmessungen des Landesam-
tes fiir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV NRW), auch vor
dem Hintergrund der fiir das Jahr 2030 zu erwartenden Grenzwertverschar-
fungen
M/17/5418

Es handelt sich nach Herrn Flore um einen positiven Bericht, der nicht als positiv wahrge-
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nommen werden kann, weil die Diagramme eins bis drei der Anlage bis zum Morgen des
Sitzungstages fehlten. Er vermutet ein Missverstandnis innerhalb der Stadtverwaltung. Die
Diagramme zeigen, dass die Belastung an den drei Stellen abgenommen hat. Das bewertet
Herr Flore positiv. Er erinnert sich daran, dass der Umweltausschuss sich in der Vergangen-
heit um StraRensperrungen gesorgt hat und betont, dass die Arbeit trotzdem weitergefiihrt
und verbessert werden muss. Herr Axt begriindet die niedrigeren Werte auch mit dem Wetter
der letzten Jahre. Wie weiterhin eingehaltene Luftqualitat begrindet er mit einem feuchten
Sommer. Interessant findet er den Blick auf die Zeit ab dem Jahr 2027, in welcher noch nicht
klar ist, was Oberhausener Stralden erwarten kdnnen.

Herr Litte gibt an, dass die Grafiken bei den BOB-internen Beratungen vorlagen.

Herr Bandel unterstitzt die Aussagen des Herrn Axt.. Wetterbedingte Veranderungen der
Luftqualitat sind nicht beeinflussbar. Die Werte mussen uber einen langeren Zeitraum richtig
gelesen werden. Die Tendenz sieht er allerdings positiv.

Der Umweltausschuss nimmt die Drucksache M/17/5418 zur Kenntnis.

18 Anderungsantrag der FDP im Rat gem. § 4 der Geschiftsordnung des Rates
zum Antrag der SPD-Fraktion: "Schaffung von E-Scooter-Parkplatzen und
Koordinierung von Abstellverbotszonen" (A/17/5411)

A/17/5411-01

TOP 18 und TOP 19 werden auf Vorschlag des Vorsitzenden gemeinsam beraten.

Der Antrag der SPD begrundet sich It. Herrn Prohl in drei Punkten. Zum einen gibt er die
allgemeine Stimmung in der Bevolkerung an. Zum anderen flieRen personliche Erfahrungen
zu dem Thema ein. Grundsatzlich ist die persdnliche Erfahrung positiv. Drittens sind die flr
ihn sichtbaren Schwachstellen ein Grund. Seiner Meinung decken sich die Artikel der WAZ
nicht mit den personlichen Erfahrungen und eingegangenen Beschwerden.

Herr Prohl hebt hervor, dass der Antrag sich nicht gegen E-Scooter als solche richtet. Die
SPD winscht sich einen jahrlichen Bericht GUber eingegangene Beschwerden, die der Ver-
waltung vorliegen und einen jahrlichen Bericht Uber die Aussagen der Betreibenden um die-
se zur Argumentation nutzen zu kénnen.

Die SPD winscht sich aulierdem eine Zentralisierung der dortigen Abstellbereiche.
Verschiedene Anbietende haben verschiedene Abstellverbotszonen eingerichtet. Die SPD
wunscht sich eine Angleichung.

Manche Stellen, wie zu enge Birgersteige sind nicht zur Abstellung geeignet. Hier sollten It.
Herrn Prohl Verbotszonen eingerichtet werden. Die Stadt Oberhausen kénnte koordinativ
tatig werden und Kontakt zu den Betreibenden aufnehmen.

Herr Baum dankt fur die FDP der SPD fur den Antrag. Die FDP wollte ebenfalls einen Antrag
zu diesem Thema stellen. Ihm sind die Moglichkeiten der Stadt Oberhausen allerdings un-
klar, inwiefern sie in diesem Thema tatig werden kann. Er wiinscht sich eine Planungsiber-
sicht hierzu und denkt dabei an weitergehende MaRnahmen als Bodenmarkierungen.
Grundsatzlich sollen E-Scooter in der Verkehrswende erhalten bleiben.

Herr Prohl gibt an, dass ein Konzept nicht beabsichtigt ist und weist auf konkrete Forderun-

gen innerhalb des Antrages hin. Er beflirchtet anderenfalls eine Behinderung des Vorgangs.
Im Anderungsantrag werden unter den Punkten drei und vier bedeutungsgleiche Forderun-

gen der SPD anders formuliert. Dies hélt er nicht fiir forderlich. Die SPD mdchte den Ande-

rungsantrag der FDP auch wegen Punkt vier ablehnen. Dieser sollte aufgrund der Formulie-
rung nicht in einer Beschlussfassung aufgefuhrt werden.
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Herr Dr. Palotz weist darauf hin, dass es eine Vorlage fiir die kommende Ratssitzung gibt.
Nach dieser soll eine Nutzungsgebluhr i. H. v. 3,00€ pro Scooter erhoben werden. Die Ge-
bihrensatzungsanderung basiert auf dem Free-floating-konzept. Bei der stationaren Losung
ist dies nicht umsetzbar. Es missten Sondernutzungsflachen eingerichtet und entsprechen-
de Gebuhren erhoben werden. Die Einnahmen waren unter den erhofften 30.000,00€ liegen.
Eine Kombination aus beiden Konzepten ware denkbar.

Herr Schindelasch driick seine Unterstitzung flr den Antrag der SPD aus und bemangelt die
gegenwartige Situation mit verschiedenen Abstellzonen der Anbieter. Er sieht, dass langere
Fahrten dadurch gestiuckelt werden und Unklarheiten existieren. Er sieht eine Angleichung
als Verbesserung an.

Dem Antrag der FDP widerspricht er. Die Erstellung eines weitergehenden Konzeptes sieht
er nicht als férdernd. Er spricht sich daflir aus, dass die Stadt Oberhausen lediglich die Ab-
stimmung zwischen den einzelnen Anbietern moderiert.

Herr Bandel sieht nach Herrn Dr. Palotz’s Ausfiihrungen nur noch den Anderungsantrag der
FDP als Zustimmungswiirdig. Grund dafiir ist die Formulierung in Bezug auf das Free-
floating- System und die damit einhergehenden mdglichen Geblhreneinnahmen. Das Free-
floating- Konzept sollte auch in der Formulierung unterstitzt und geférdert werden.

Herr Baum stimmt Herrn Bandel zu. Er schrankt seine Aussage ein, indem er eine zeitinten-
sive Konzepterstellung befirchtet. Er bittet darum, den Antrag in der Sommerpause 2024
weiter zu Uberarbeiten.

Der Antrag der SPD soll It. Herrn Prohl nicht das Free-floating-Konzept abschaffen. Dieses
soll nur punktuell optimiert werden. Abstellverbotszonen soll nur an Stellen eingerichtet wer-
den, die dies zwingend erfordern. Dass das Free-floating-Konzept in der Formulierung
nochmals zu férdern ist, sieht er nicht fur zielflihrend, da ebenjenes bereits angewandt wird.
Die SPD lehnt den Anderungsantrag ab, da offensichtliches nicht nur umformuliert werden
soll.

Herr Axt glaubt nicht daran, dass die Stadt Oberhausen entsprechende Reaktionen der An-
bieter einfordern kann. Er bittet die FDP den zweiten Punkt des Anderungsantrages zu strei-
chen.

Herr Ingendoh befirchtet zu viele Abstellverbotszonen, wenn der Antrag der SPD unveran-
dert bleibt. Hierdurch wiirden Einnahmen aus dem Haushaltssicherungskonzept wegfallen.
Er bittet deshalb um eine Umformulierung und Sicherung der weiteren Existenz von E-
Scootern in Oberhausen und garantiertes Free-floating.

Herr Baum gibt an, dass es keine Streichung g Herr Dr. Palotz weist darauf hin, dass es eine
Vorlage fur die kommende Ratssitzung gibt. Nach dieser soll eine Nutzungsgebuhri. H. v.
3,00€ pro Scooter erhoben werden. Die Geblhrensatzungsanderung basiert auf dem Free-
floating-konzept. Bei der stationaren Losung ist dies nicht umsetzbar. Es mussten Sonder-
nutzungsflachen eingerichtet und entsprechende Geblhren erhoben werden. Die Einnahmen
waren unter den erhofften 30.000,00€ liegen. Eine Kombination aus beiden Konzepten ware
denkbar.

Herr Schindelasch druck seine Unterstitzung fur den Antrag der SPD aus und bemangelt die
gegenwartige Situation mit verschiedenen Abstellzonen der Anbieter. Er sieht, dass langere
Fahrten dadurch gestickelt werden und Unklarheiten existieren. Er sieht eine Angleichung
als Verbesserung an.

Dem Antrag der FDP widerspricht er. Die Erstellung eines weitergehenden Konzeptes sieht
er nicht als férdernd. Er spricht sich daflir aus, dass die Stadt Oberhausen lediglich die Ab-
stimmung zwischen den einzelnen Anbietern moderiert.
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Herr Bandel sieht nach Herrn Dr. Palotz’s Ausfiihrungen nur noch den Anderungsantrag der
FDP als Zustimmungswiirdig. Grund daftir ist die Formulierung in Bezug auf das Free-
floating- System und die damit einhergehenden madglichen Geblhreneinnahmen. Das Free-
floating- Konzept sollte auch in der Formulierung unterstitzt und geférdert werden.

Herr Baum stimmt Herrn Bandel zu. Er schrankt seine Aussage ein, indem er eine zeitinten-
sive Konzepterstellung befirchtet. Er bittet darum, den Antrag in der Sommerpause 2024
weiter zu Uberarbeiten.

Der Antrag der SPD soll It. Herrn Prohl nicht das Free-floating-Konzept abschaffen. Dieses
soll nur punktuell optimiert werden. Abstellverbotszonen soll nur an Stellen eingerichtet wer-
den, die dies zwingend erfordern. Dass das Free-floating-Konzept in der Formulierung
nochmals zu férdern ist, sieht er nicht fur zielflihrend, da ebenjenes bereits angewandt wird.
Die SPD lehnt den Anderungsantrag ab, da offensichtliches nicht nur umformuliert werden
soll.

Herr Axt glaubt nicht daran, dass die Stadt Oberhausen entsprechende Reaktionen der An-
bieter einfordern kann. Er bittet die FDP den zweiten Punkt des Anderungsantrages zu strei-
chen.

Herr Ingendoh befirchtet zu viele Abstellverbotszonen, wenn der Antrag der SPD unveran-
dert bleibt. Hierdurch wiirden Einnahmen aus dem Haushaltssicherungskonzept wegfallen.
Er bittet deshalb um eine Umformulierung und Sicherung der weiteren Existenz von E-
Scootern in Oberhausen und garantiertes Free-floating.

Herr Baum gibt an, dass es keine Streichung geben wird. Er gibt an, dass die FDP kritisiert
wurde, da der Anderungsantrag sehr kurzfristig eingebracht wurde. Er kann deshalb nicht
nachvollziehen, warum dieser wahrend der Sitzung und somit noch kurzfristiger, geandert
werden soll.

Herr Prohl betont, dass Abstellverbotszonen nur wegen nachweislichen Behinderungen ein-
gerichtet werden sollen. Er bittet darum einzeln Uber die Punkte des Anderungsantrages der
FDP abzustimmen.

Es wird zunachst Uber den Anderungsantrag der FDP abgestimmt. Der Vorsitzende stimmt
einer getrennten Abstimmung Uber die einzelnen Punkte zu.
Der Umweltausschuss stimmt zunachst

- mehrheitlich, mit Enthaltung der Linke-Fraktion, Bob und Afd, positiv iber Punkt eins des
Anderungsantrages der FDP ab.

mehrheitlich, mit Enthaltung der Afd und Gegenstimmen der CDU und FDP, negativ Uber
Punkt zwei des Anderungsantrages der FDP ab.

- mehrheitlich, mit Enthaltung der CDU und Bob, positiv (iber Punkt drei des Anderungsan-
trages der FDP ab.

- Mehrheitlich, mit Enthaltung der SPD und Gegenstimmen der Die Linke-Fraktion, positiv
Uber Punkt vier des Anderungsantrages der FDP ab.

Herr Prohl schlagt der FDP eine gemeinsame Beratung in Bezug auf den Antrag der SPD
vor. Dies wird vom Umweltausschuss wohlwollend aufgenommen und entsprechend durch
den Vorsitzenden aufgenommen.

Der Umweltausschuss berat die Drucksachen A/17/5411-01 und A/17/5411 ohne Votum vor.

19 Antrag nach § 2 der Geschiftsordnung des Rates der Stadt Oberhausen der
SPD-Fraktion: Schaffung von E-Scooter-Parkplatzen und Koordinierung
von Abstellverbotszonen
A/M17/5411
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TOP 19 wurde gemeinsam mit TOP 18 beraten.

Der Umweltausschuss berat die Drucksachen A/17/5411-01 und A/17/5411 ohne Votum vor.

20 Antrag der Fraktion DIE GR__l'JNEN gem. § 2 der Geschaftsordnung fiur den
Rat der Stadt: Sachstand ,,Offentliche Trinkwasserspender im Stadtgebiet”
A/17/5444

Her Axt gibt an, dass es in Osterfeld keinen Wasserspender dieser Art gibt. Er mdchte die
Einrichtung anregen.

Herr Werntgen-Orman gibt an, dass im gesamten Stadtgebiet weitere mdgliche Standorte
gepruft werden. Die vorhandenen Trinkwasserspender wurden der Stadt Oberhausen ge-
spendet und werden vom RWW betrieben. Fur Umsetzung der Neueinrichtung gibt es mo-
mentan keine Fordermittel, auf welche zukunftig jedoch gehofft wird um entstehende Kosten
decken zu kdnnen. Hygieniker raten von mobilen Trinkwasserspendern ab. Als Beispiel
nennt er Probleme, die in der Vergangenheit in Hamburg auftraten.

Die SPD mdochte mobile Trinkwasserspender nicht. Dennoch unterstiitzt die SPD die Einrich-
tung eines Trinkwasserspenders in Osterfeld.

Herr Flore bemangelt, dass die Trinkwasserspender in Holten und Sterkrade zu Beginn des
Frahlings nicht in Betrieb waren. Dies wurde allerdings nach einer Anfrage des Herrn Flore
geandert.

Herr Flore bittet um Information, welcher Bereich der Stadt Oberhausen hier zustandig ist.
Zuletzt bittet Herr Flore darum, die Bezirksvertretung Osterfeld in die Entscheidung, wo ein
Trinkwasserspender eingerichtet werden soll, einzubeziehen.

Der Umweltausschuss nimmt die Drucksache A/17/5444 zur Kenntnis.

21 Anderungsantrag der FDP im Rat gem. §4 der Geschiftsordnung fiir den
Rat zum Antrag der SPD-Fraktion: "Videouiberwachung von Schulgebauden
in Oberhausen zum Schutz vor Einbriichen und Vandalismus" (A/17/5439)
A/17/5439-01

Der TOP 21 wird auf Vorschlag des Vorsitzenden zusammen mit TOP 22 beraten.

Herr Prohl weist auf die steigende Zahl der Einbriiche und Vandalismusfalle in Schulen hin.
Er sieht hier dringenden Handlungsbedarf. Im Rahmen Des Hausrechts der Stadt Oberhau-
sen wird die Videouberwachung vorgeschlagen. Dies soll in Absprache mit der Polizei statt-
finden.

und neben der Abschreckung auch zur Aufklarung beitragen. Er betont, dass die Uberwa-
chung lediglich au3erhalb der Nutzungszeiten der Gebaude stattfinden soll.

Die SPD mdchte den eigenen Antrag nicht andern um eine schnelle Umsetzung zu ermogli-
chen und hofft, dass die meisten Schulen bereits in den Sommerferien mit Kameras ausge-
stattet werden kdnnen.

Herr Prohl bittet darum, den Antrag ohne Votum vor zu berate__n. Die SPD mochte sich
zunachst mit der FDP beraten, da er einzelne Punkte in dem Anderungsantrag positiv sieht.

Herr Baum gibt an, dass die FDP den Anlass flir den Antrag der SPD nachvollziehen kann.
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Sie unterstltzt den Antrag grundsatzlich, aber betrachtet das Thema It. Herrn Baum konkre-
ter. Er gibt an, dass Pravention nicht durch Videouberwachung erfolgt. Er vermutet, dass es
an einigen Gebauden Sicherheitsmangel gibt, die Einbrliche erleichtern kénnten. Fraglich ist
fur ihn, welcher Zeitraum gemeint ist. Es kdnnte die reine Unterrichtszeit, die Zeit in denen
schulische Aktivitaten im Nachmittagsbereich stattfinden, oder die weitere Nutzung durch
beispielsweise Vereine gemeint sein. Er winscht sich hier genauere Angaben.

Herr Baum bietet der SPD ebenfalls gemeinsame Beratungen an.

Herr Axt sieht eine Videouberwachung ohne Personal vor Ort nicht als zielfihrend. Er sieht
dariiber hinaus die angeregten MalRnahmen aus dem Anderungsantrag der FDP als nicht
finanzierbar an. Ein Anschluss an die Polizei oder einen Sicherheitsdienst sieht er aus die-
sem Grund ebenfalls kritisch.

Herr Rudi kritisiert die Herangehensweise an das Problem der Kriminalitat. Statt VideoUlber-
wachung winscht er sich einen Blick auf die Ursachen und soziale Aspekte, die diesen Straf-
taten seiner Meinung nach zugrunde liegen. Er wiinscht sich eine bessere Pravention, die
nicht auf Uberwachung abzielt.

Herr Flore antwortet Herrn Rudi gezielt. Er sieht keinen sozialen Problemfall oder Schicksal
das einen Einbruch in eine Schule rechtfertigt.

Darlber hinaus stellt Herr Flore eine Haufung der Schuleinbriiche fest, denen die Stadt
Oberhausen nicht untatig gegentberstehen sollte. Die Stadt Oberhausen sollte als Eigenti-
merin MaRnahmen ergreifen. Ob die Uberwachung Einbriiche verhindern kann, vermag Herr
Flore nicht einzuschatzen. Die Beweissicherung ware allerdings gegeben.

Herr Flore sieht dringenden Handlungsbedarf. Er raumt ein, dass einzelne Punkte der FDP
betrachtenswert sind. Dennoch ist er unsicher ob diese in den eigentlichen Antrag der SPD
aufgenommen werden sollten. Er blickt dabei vor allem auch auf den finanziellen Aspekt.

Die SPD bittet um Zustimmung des Antrages im Rat.

Herr Baum stimmt Herrn Flore grundsatzlich zu. Er gibt an, dass der FDP bekannt ist, dass
eine entsprechende Umsetzung nicht bis zu den Sommerferien maoglich ist. Auch weist er
darauf hin, dass die FDP die gegenwartige Haushaltslage im Blick hat. Er ist unsicher, ob die
Uberwachung, wie die SPD sie beantragt kostenglinstiger ist, als jene Ausfiihrung aus dem
FDP-Anderungsantrag. Herr Baum stimmt gemeinsamen Beratungen zu.

Herr Jehn und die Verwaltung aufgrund der aktuellen Geschehnisse besorgt. Er gibt an, dass
die Halfte der registrierten Einbruche in den letzten vier Wochen stattfand. Hierbei wurde
mehrheitlich nichts gestohlen. Es wird deshalb vermutet, dass lediglich auf Vandalismus ab-
gezielt wird. Er ist der Meinung, dass neue Schlieffanlagen deshalb nicht immer zielfuhrend
sein kdnnen.

Modernste Schlie@Rmechanismen werden bereits an und in anderen stadtischen Gebauden
genutzt. Bei der Lésung des gegenwartigen Problems wirden ebenjene allerdings nicht hilf-
reich sein. Die Stadt Oberhausen prift weiterhin, inwiefern Schutzmechanismen erhéht wer-
den konnen um sowohl materielle, als auch immaterielle Schaden weiter zu minimieren und
Schiulerinnen und Schiiler hiervor noch besser zu schitzen.

Herr Jehn betont, dass die Stadt Oberhausen in diesen Fallen nicht die Ermittlungs- oder
Verfolgungsbehorde ist, sondern Geschadigte. Die Verwaltung befindet sich bei den Prufun-
gen zur Erhéhung der Gebaudesicherheit in enger Abstimmung mit der Polizei.

Herr Litte berichtet von eigenen Recherchen in Form von Gesprachen mit mehreren Sicher-
heitsfirmen. Diese sollen Ubereinstimmend angegeben haben, dass die Sicherheit nicht er-
hoht wird, wenn die Uberwachung ausgebaut wird. Kameras kénnen bereits mit Kapuzen
nutzlos werden. Alternativ kdnnen Bewegungsmelder mit Alarmanlage geeigneter sein.
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Herr Bandel meldet Beratungsbedarf fur beide Antrage an.

Die CDU meldet Beratungsbedarf fur die Drucksachen A/17/5439 und A/17/5439-01 an.

22 Antrag der SPD-Fraktion nach § 2 der Geschiéftsordnung des Rates der
Stadt Oberhausen: Videoiiberwachung von Schulgebauden in Oberhausen
zum Schutz vor Einbrichen und Vandalismus
A/17/5439

TOP 22 wurde gemeinsam mit TOP 21 beraten.

Die CDU meldet Beratungsbedarf fur die Drucksachen A/17/5439 und A/17/5439-01 an.

Schroer-Tebbe Gnof
Vorsitzender Schriftfihrer



	Anwesenheitsliste
	Anwesend
	Abwesend

	Tagesordnung
	Öffentlicher Teil

	Niederschrift
	Öffentlicher Teil
	1	Integriertes energetisches Quartierskonzept Schmachtendorf
	2	Einführung eines Energiemanagements
	3	Ergänzungsantrag der FDP im Rat gem. §4 der Geschäftsordnung für den Rat zum Beschlussvorschlag: "Einführung eines Energiemanagements" (B/17/5154)
	4	4. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 2024
	5	5. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 2024
	6	6. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 2024
	7	7. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 2024
	8	8. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 2024.
	9	9. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 2024
	10	10. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 2024.
	11	Integriertes Stadtentwicklungskonzept
	12	Zufahrtsregelung auf der Marktstraße in Alt-Oberhausen
	13	Antrag der SPD-Fraktion gemäß §2 der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Oberhausen: Prüfung der Einrichtung einer zentralen Veranstaltungsunterstützungsstelle für touristische und kulturelle Großveranstaltungen; Änderungsantrag der FDP im Rat gemäß §4 der Geschäftsordnung des Rates zur Drucksache A/17/3978-01: Prüfung der Einrichtung einer zentralen Veranstaltungsunterstützungsstelle für touristische und kulturelle Großveranstaltungen
	14	Evaluation der Klimaschutzrelevanz in Beschlussvorlagen.
	15	Pflegekonzept zum Beschluss aus Antrag A/17/4434-01
	16	Lärmaktionsplan 4. Runde (2024) - Sachstand und Zeitplan
	17	Luftqualität 2023 - Ergebnisse der Luftqualitätsmessungen des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV NRW), auch vor dem Hintergrund der für das Jahr 2030 zu erwartenden Grenzwertverschärfungen
	18	Änderungsantrag der FDP im Rat gem. § 4 der Geschäftsordnung des Rates zum Antrag der SPD-Fraktion: "Schaffung von E-Scooter-Parkplätzen und Koordinierung von Abstellverbotszonen" (A/17/5411)
	19	Antrag nach § 2 der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Oberhausen der SPD-Fraktion: Schaffung von E-Scooter-Parkplätzen und Koordinierung von Abstellverbotszonen
	20	Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN gem. § 2 der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt: Sachstand „Öffentliche Trinkwasserspender im Stadtgebiet“
	21	Änderungsantrag der FDP im Rat gem. §4 der Geschäftsordnung für den Rat zum Antrag der SPD-Fraktion: "Videoüberwachung von Schulgebäuden in Oberhausen zum Schutz vor Einbrüchen und Vandalismus" (A/17/5439)
	22	Antrag der SPD-Fraktion nach § 2 der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Oberhausen: Videoüberwachung von Schulgebäuden in Oberhausen zum Schutz vor Einbrüchen und Vandalismus



